
§ 203 Strafgesetzbuch (StGB) 
Verletzung von Privatgeheimnissen 

 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehören-
des Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die 
Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung 
erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlußprüfung, 
3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich 

geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbe-
vollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, 
Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer Bera-
tungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts anerkannt ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder 
7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung 

oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Le-
bensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm 
als  

1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen Untersu-

chungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Ge-
setzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegen-
heiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung 
wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet wor-
den ist, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche 
Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 

(2a) (weggefallen) 

(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur Vorberei-
tung auf den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. Die in den Absätzen 1 und 2 Genannten 
dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer beruflichen oder 
dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die Inanspruchnahme der Tätigkeit der sonstigen mit-
wirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige mitwirkende Personen, wenn diese 
sich weiterer Personen bedienen, die an der beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit der in den Absät-
zen 1 und 2 Genannten mitwirken. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes 
Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende 
Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger Beauftragter für den 
Datenschutz bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer  

1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass eine sons-
tige mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit 
ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wur-
de; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 
genannte Person sind, 

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, die 
unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt ge-
wordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur 
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Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst 
eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Person ein 
fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus des-
sen Nachlass erlangt hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod 
des Betroffenen unbefugt offenbart. 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

 
 

§ 4 Berufsordnung der Sächsischen Landesapothekerkammer 
 

Verschwiegenheit,  Datenschutz 
 
(1) 1Der Apotheker hat über alle seinen Beruf berührenden Vorkommnisse, die ihm innerhalb und au-
ßerhalb seiner Tätigkeit bekannt werden, zu schweigen. 2Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt auch 
gegenüber Kollegen, seinen Familienangehörigen sowie den Angehörigen der Patienten. 
 
(2) Die unter der Leitung des Apothekers tätigen Personen, die nicht der Berufsordnung unterliegen, 
sind zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(3) Der Apotheker darf unbeschadet der gesetzlichen Aussage- und Anzeigepflichten die der Ver-
schwiegenheit unterliegenden Tatsachen nur mitteilen, soweit der Betroffene ihn von der Schweige-
pflicht entbunden hat oder die Offenbarung zum Schutz eines höherrangigen Rechtsguts erforderlich 
ist. 
 
(4) Zum Zwecke der wissenschaftlichen Forschung und Lehre dürfen die der Schweigepflicht unterlie-
genden Tatsachen nur mitgeteilt werden, wenn die Anonymität des Patienten gesichert ist oder dieser 
ausdrücklich zustimmt.  
 
(5) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten bedarf der vorherigen schrift-
lichen Einwilligung des Betroffenen, soweit sie nicht nach dem Bundesdatenschutzgesetz oder ande-
ren gesetzlichen Bestimmungen zulässig sind.  
 

Verordnung über den Betrieb von Apotheken (Apothekenbetriebs-
ordnung - ApBetrO) 

 
§ 17 Erwerb und Abgabe von Arzneimitteln und Medizinprodukten 

 
[…] 

(4) Verschreibungen von Personen, die zur Ausübung der Heilkunde, Zahnheilkunde oder Tierheil-
kunde berechtigt sind, sind in einer der Verschreibung angemessenen Zeit auszuführen. 

(5) Die abgegebenen Arzneimittel müssen den Verschreibungen und den damit verbundenen Vor-
schriften des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zur Arzneimittelversorgung entsprechen. Verordnete 
Arzneimittel, die an Versicherte in der privaten Krankenversicherung, Beihilfeempfänger und Selbst-
zahler abgegeben werden, können durch ein wirkstoffgleiches Arzneimittel ersetzt werden, das mit 
dem verordneten Arzneimittel in Wirkstärke und Packungsgröße identisch ist, für ein gleiches Anwen-
dungsgebiet zugelassen ist und die gleiche oder eine austauschbare Darreichungsform besitzt, sofern 
die verordnende Ärztin oder der verordnende Arzt dies nicht ausgeschlossen hat und die Person, für 
die das Arzneimittel bestimmt ist, einverstanden ist. Enthält eine Verschreibung einen für den Abge-
benden erkennbaren Irrtum, ist sie nicht lesbar oder ergeben sich sonstige Bedenken, so darf das 
Arzneimittel nicht abgegeben werden, bevor die Unklarheit beseitigt ist. Der Apotheker hat jede Ände-
rung auf der Verschreibung zu vermerken und zu unterschreiben oder im Falle der Verschreibung in 
elektronischer Form der elektronischen Verschreibung hinzuzufügen und das Gesamtdokument mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen. Die Vorschriften der Betäubungsmittel-
Verschreibungsverordnung bleiben unberührt. 

[…] 

(8) Das pharmazeutische Personal hat einem erkennbaren Arzneimittelmißbrauch in geeigneter Weise 
entgegenzutreten. Bei begründetem Verdacht auf Mißbrauch ist die Abgabe zu verweigern. 


